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Informationen aus der Vorstandssitzung KKJPD vom 4.  März 2019 

Teilnehmende: Vizepräsident Urs Hofmann (AG), Regierungsrat Baschi Dürr (BS), Regierungsrat 
Fredy Fässler (SG), Regierungsrätin Karin Kayser-Frutschi (NW), Staatsrätin Béatrice Métraux (VD), 
Kdt Stefan Blättler (Präsident KKPKS), Roger Schneeberger (Generalsekretär KKJPD), Alain Hofer 
(stv. Generalsekretär KKJPD), Claudio Stricker (wissenschaftlicher Mitarbeiter GS KKJPD), Barbara 
Jäggi (Sekretariat GS KKJPD). 

Entschuldigt: Regierungsrätin Jacqueline Fehr (ZH), Staatsrat Norman Gobbi (TI) 

Mandat für die Evaluation des Hooligan-Konkordats 

Der Vorstand stimmt dem Entwurf eines Mandats zur Evaluation des Hooligan-Konkordats zu. Mit 
der Evaluation sollen insbesondere die Umsetzung und die Wirkung der Massnahmen des Hooligan-
Konkordates untersucht werden. Der Generalsekretär wurde ermächtigt, die nächsten Arbeitsschritte 
einzuleiten. Allenfalls wird der Frühjahrsversammlung KKJPD 2019 ein entsprechender Antrag unter-
breitet. 

Haltungen von KKJPD und RK MZF zur Revision des Bev ölkerungs- und Zivilschutz-
gesetzes (BZG) und der zugehörigen Verordnungen; we iteres Vorgehen 

In Absprache mit der RK MZF soll dem Bund eine Fristverlängerung zur Stellungnahme zur Revision 
des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes beantragt werden, um die Ergebnisse der Arbeiten der 
Subkommission der SiK-N berücksichtigen zu können. Gleichzeitig soll auf die Dringlichkeit der ge-
setzlichen Regelung insbesondere in den Bereichen der Alarmierungs- und Telekommunikationssys-
tem hingewiesen und um eine rasche Beschlussfassung im Anschluss an die Vernehmlassung gebe-
ten werden. 

SVU19; offene Probleme und Fragestellungen 

Im Hinblick auf die Sicherheitsverbundsübung 2019, die im November 2019 durchgeführt wird, hat 
der Vorstand entschieden, die bestehenden Steuerungsmechanismen für aussergewöhnliche Lagen 
auf strategischer Ebene (bspw. GIP) im Rahmen der nächsten Vorstandssitzung vom 24. Juni 2019 
zu thematisieren und im Hinblick auf die aktuellen Gefahrenlagen zu überprüfen.  

Institutionelles Abkommen Schweiz-EU; Input der KKJ PD zuhanden der KdK 

Der Vorstand KKJPD schliesst sich dem Entwurf des Positionsbezugs der Konferenz der Kantonsre-
gierungen vom 14.2.19 an, der eine positive Grundhaltung zum Ausdruck bringt, den endgültigen Po-
sitionsbezug aber von der Klärung der noch offenen Fragen zu den flankierenden Massnahmen, den 
Staatsbeihilfen und der Unionsbürgerrichtlinie abhängig macht. Aus Sicht der KKJPD ist insbeson-
dere zu klären, dass der Abschluss des Institutionellen Abkommens keine Übernahme der Unions-
bürgerrichtlinie (UBRL) zur Folge haben darf. 

Vernehmlassungen 

16.403 s Pa.Iv. Familiennachzug. Gleiche Regelung für Schutzbedürftige wie für vorläufig Aufgenom-
mene 

Der Vorstand KKJPD spricht sich für eine zustimmende Stellungnahme aus. 

Bundesgesetz über die Erstellung elektronischer öffentlicher Urkunden und elektronischer Beglaubi-
gungen und Änderung der Grundbuchverordnung 

Der Vorstand KKJPD spricht sich für eine zustimmende Stellungnahme aus. 
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Verordnung über Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit von Minderheiten mit besonderen 
Schutzbedürfnissen 

Der Vorstand KKJPD spricht sich für eine zustimmende Stellungnahme aus. 

Ablösung der Ausländerausweise in Papierform durch Ausweise im Kreditkartenformat 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme. 

Einrichtung eines ETIAS & Änderung des AIG 

Der Vorstand KKJPD spricht sich für eine zustimmende Stellungnahme aus. 

Reformpaket SIS und weitere Änderung des BGIAA 

Der Vorstand KKJPD wird sich basierend auf der Einschätzung der KKPKS vernehmen lassen. 

Revision der Handelsregisterverordnung 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme. 

Bundesgesetz über die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme. 
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